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Wichtige Hinweise: 

Wenn Sie im Text, außerhalb von Überschriften, orangene und unterstrichene Wörter wahrnehmen, 

wurden hier Links eingefügt. Sie können diese anklicken, um weitere Informationen aufzurufen.  

Hinweise zur Begriffsbestimmung: 

Zur besseren Lesbarkeit werden in der vorliegenden Handreichung nachfolgende Begriffe einheitlich 

verwendet. 

 

Jugendamt: 

Der Begriff Jugendamt bezeichnet in dieser Handreichung die jeweils regional zuständigen Stellen, die 

gemäß §8a SGB VIII Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung und §47 SGB VIII Melde- und Dokumen-

tationspflichten verantwortlich sind. Meldungen nach §47 SGB VIII sind in der Region Frankfurt an das 

dort zuständige Stadtschulamt und in Rheinland-Pfalz an das Landesjugendamt zu übermitteln. 

  

Sorgeberechtigte: 

Der Begriff umfasst alle Personen, denen die elterliche Sorge oder Teile der Personensorge für ein Kind 

übertragen sind (vgl. §1626 BGB – Elterliche Sorge, Grundsätze). Sofern Kinder außerhalb der Her-

kunftsfamilie leben/ betreut werden (z. B. in Pflegefamilien oder stationären Einrichtungen), sind zusätz-

lich die jeweiligen Erziehungsberechtigten einzubeziehen. Sie spielen ebenfalls eine wichtige Rolle in 

Kinderschutzprozessen (siehe auch Kapitel 2.4). 

 
 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__47.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__47.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1626.html
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1 Einführung – Intervention Kinderschutz 
 

Werden in Kindertageseinrichtungen Anhaltspunkte für grenzverletzendes, übergriffiges Ver-

halten und/oder Formen von Missbrauch oder Gewalt bekannt, ist es entscheidend jeden An-

haltspunkt im Sinne des Kinderschutzes ernst zu nehmen.  

Um diese meist komplexen und herausfordernden Situationen bestmöglich und mit Fokus auf 

das Kindeswohl zu bearbeiten, wurde ein Dokument mit fachlichem Grundlagenwissen und 

zwei Handreichungen zum Kinderschutz erarbeitet: 

• Grundlagen Kinderschutz: Fachliche Grundlagen zum Kinderschutz für katholische 

Kindertageseinrichtungen im Bistum Limburg  
 

• Prävention Kinderschutz: Handreichung zum präventiven Kinderschutz in katholi-

schen Kindertageseinrichtungen im Bistum Limburg 
 

• Intervention Kinderschutz:  Handreichung zum intervenierenden Kinderschutz in ka-

tholischen Kindertageseinrichtungen im Bistum Limburg 

Während die Inhalte im Dokument „Grundlagen Kinder-

schutz“ und bei der Handreichung „Prävention Kinder-

schutz“ auf nützliches Wissen und Maßnahmen zur Mini-

mierung von Risiken für kindeswohlgefährdende Gege-

benheiten abzielen, setzt die Handreichung „Intervention 

Kinderschutz“ dort an, wo Anhaltspunkte auf eine Beein-

trächtigung und/oder Gefährdung für Kinder wahrgenom-

men werden oder bereits ein Schadensfall eingetreten ist. 

Intervention bezeichnet alle gezielten Maßnahmen, die 

im Rahmen des Kinderschutzes ergriffen werden, wenn 

Anhaltspunkte für eine mögliche Kindeswohlgefährdung 

und/oder -beeinträchtigung vorliegen. Sie ist eine wesent-

liche Säule des Kinderschutzes und setzt eine enge und 

kooperative Zusammenarbeit zwischen Mitarbeiter:innen, 

Einrichtungsleiter:innen, Trägervertreter:innen, Sorgebe-

rechtigten, Jugendamt sowie weiteren am Prozess betei-

ligten Personen und Institutionen voraus. 

Für Kindertageseinrichtungen bedeutet das konkret, dass Mitarbeiter:innen: 

• Fachlich fundiert, professionell und strukturiert vorgehen  

• Frühzeitig Hinweise und Risikofaktoren für mögliche Gefährdungen erkennen und bewerten 

• Insoweit erfahrene Fachkräfte hinzuziehen 

• Kinder, Sorgeberechtigte sowie interne und externe Stellen beteiligen und informieren 

• Fortführend wichtige Beobachtungen dokumentieren  

• Gesetzliche und kirchliche Informations- und Meldewege kennen und notwendige Schutz-

maßnahmen frühzeitig umsetzen 

Diese Handreichung bietet eine praxisnahe Orientierung für Kitateams, deren Einrichtungslei-
ter:innen sowie Trägervertreter:innen im Bereich des intervenierenden Kinderschutzes. Ziel ist 
es Handlungssicherheit zu stärken, klare Prozesse für den Ernstfall aufzuzeigen und eine re-
flektierte, professionelle Haltung zu fördern.  

Kinderschutz gelingt nur im gemeinsamen Handeln. Es beginnt damit, dass jede einzelne Per-

son Verantwortung übernimmt und kindeswohlorientiert handelt. Lassen Sie uns Verantwor-

tung übernehmen und dazu beitragen, dass Kindertageseinrichtungen sichere Orte sind und 

bleiben – durch aufmerksames Hinschauen, reflektiertes und rechtzeitiges Handeln sowie eine 

professionelle Zusammenarbeit auf allen Ebenen! 
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2 Ablauf und Vorgehensweise bei Anhaltspunkten für                                                              

Kindeswohlbeeinträchtigungen und –gefährdungen 
 

Dieses Kapitel verweist auf Übersichten und Prozessbeschreibungen, die den Mitarbeiter:in-

nen, den Einrichtungsleiter:innen und den Trägervertreter:innen als fachliche Orientierung bei 

der Bearbeitung von Kinderschutzfällen dienen und die Handlungssicherheit der verantwortli-

chen Akteur:innen stärken. Hierbei werden Anhaltspunkte für Kindeswohlgefährdungen in drei 

unterschiedliche Kategorien, im folgenden Fallgruppen genannt, eingeteilt: 

1. Fallgruppe: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlgefährdung im familiären Umfeld 

2. Fallgruppe: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlgefährdung unter Kindern 

3. Fallgruppe: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlgefährdung durch Mitarbeiter:innen 

In den darauffolgenden Unterkapiteln werden Verantwortlichkeiten der beteiligten Personen 

und Institutionen sowie die Kooperation mit dem jeweils zuständigen Jugendamt erläutert. 

Auch die fachlichen Anforderungen an Dokumentationen und das Einhalten datenschutzrecht-

licher Bestimmungen sind Inhalte dieses Kapitels.  

 

2.1 Anhaltspunkte zum Handeln 

Werden den Mitarbeiter:innen der Kindertageseinrichtung Anhaltspunkte für die Gefährdung 

des Wohls eines oder mehrerer Kinder bekannt, so sind sie im Rahmen ihres Schutzauftrages 

verpflichtet, unverzüglich im Sinne des Kinderschutzes zu handeln. Das heißt z. B. direkt in 

einer beobachteten Situation zum Schutz des Kindes/der Kinder zu intervenieren, die Situation 

zeitnah und sachlich zu dokumentieren und die/den Einrichtungsleiter:in zu informieren. Im 

Zusammenspiel zwischen Mitarbeiter:innen und Einrichtungsleiter:in gilt es im nächsten Schritt 

das Beobachtete in Bezug auf das Gefährdungsrisiko für das Kind/die Kinder einzuschätzen 

und entsprechende Maßnahmen einzuleiten. Dabei ist ein bedachtes, strukturiertes und pro-

zesshaftes Vorgehen, gemäß den gesetzlichen und kirchlichen Grundlagen sowie des einrich-

tungsbezogenen Schutzkonzeptes von großer Bedeutung. Die im Fachzentrum Kindertages-

einrichtungen verorteten Kinderschutzreferent:innen, die regionalen Fachberater:innen und 

die/der Interventionsbeauftragte der Fachstelle gegen Gewalt im Bistum Limburg sowie fach-

kundige externe Stellen können bei der Bearbeitung von Kinderschutzfällen hinzugezogen 

werden und unterstützen bedarfsorientiert in den jeweiligen Rollen. 
 

Hilfreiche Dokumente zur Bearbeitung von Kinderschutzfällen 

Anlage: Arbeitshilfe: Verwendungszweck: 

1 Checkliste  
Risiko- und Schutzfaktoren  

Mitarbeiter:innen können ihre Beobachtungen auf mögliche 
Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung und die beste-
henden Schutzfaktoren systematisch und nachvollziehbar do-
kumentieren. Die ausgefüllte Checkliste kann im Anschluss für 
die weitere fachliche Bearbeitung der Situation sowie Gefähr-
dungseinschätzung verwendet werden (z. B. als Vorbereitung 
für die Beratung mit der Insoweit erfahrenen Fachkraft)  

2 Prozessbeschreibungen: 
Fallbearbeitung Kinder-
schutz 

Die konkreten Prozessbeschreibungen zu den einzelnen Fall-
gruppen dienen einem strukturierten und professionellen Vor-
gehen in den oft herausfordernden Situationen. Dabei werden 
prozesshaft die einzelnen Interventionsschritte aufgeführt.  

3-5 Intervention bei Anhaltspunk-
ten für mögliche Kindeswohl-
gefährdung… 
…im familiären Umfeld  
(1.Fallgruppe) 
…unter Kindern  
(2. Fallgruppe) 
…durch Mitarbeiter:innen 
(3.Fallgruppe) 

Als Orientierung, welche Aspekte grundsätzlich bei der Bear-
beitung von Kinderschutzfällen in den unterschiedlichen Kon-
texten zu beachten sind, wurde für jede Fallgruppe eine Über-
sicht erstellt. Dabei wurden die unterschiedlichen Verantwor-
tungsbereiche der einzelnen Rollen von Mitarbeiter:innen, Ein-
richtungsleiter:innen und Trägervertreter:innen dargestellt. 

https://kita.bistumlimburg.de/kinderschutz
https://kita.bistumlimburg.de/fachzentrum-kita/fachteam-beratung
https://gegen-missbrauch.bistumlimburg.de/news/2023/fachstelle-gegen-gewalt
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_3_Intervention_bei_Anhaltspunkten_KWG_im_familiaeren_Umfeld.pdf
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Im Folgenden werden die drei Fallgruppen näher vorgestellt:  
 

1. Fallgruppe: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlgefährdung im familiären 
Umfeld 

Zunächst ist in Fällen dieser Art eine kollegiale Beratung zur fachlichen Gefährdungsab-
schätzung gemäß §8a Abs.4 (1). SGB VIII im Team, unter z. B. Nutzung der Checkliste 
„Risiko- und Schutzfaktoren“, erforderlich. Es gilt im Zusammenwirken mit einer Insoweit 
erfahrenen Fachkraft gemäß §8a Abs. 4 (2) das Gefährdungsrisiko zeitnah ggf. tagesaktuell 
einzuschätzen. Insbesondere dann, wenn die Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung 
im familiären Umfeld nicht zweifelsfrei ausgeräumt werden können. Darüber hinaus wird mit 
der Insoweit erfahrenen Fachkraft die Einbeziehung der Sorgeberechtigten beraten. Nur in 
Ausnahmefällen, wenn dadurch eine Gefährdung für das Kind entstehen könnte, werden 
Sorgeberechtigte nicht beteiligt. Die Gründe für die Beteiligung / nicht Beteiligung sollten im 
Rahmen der Falldokumentation ersichtlich werden. Grundsätzlich weisen die Mitarbeiter:in-
nen bei den Sorgeberechtigten auf die Inanspruchnahme von Hilfen gemäß §8a Abs.4 hin, 
wenn sie diese für erforderlich halten und informieren die zuständigen Stellen im Jugendamt, 
falls die angenommenen Hilfen nicht ausreichend erscheinen, um die Gefährdung abzuwen-
den. Dabei sind die Kinder alters- und entwicklungsangemessen zu beteiligen. 
Gesetzliche Grundlage:  • Schwerpunkt §8a SGB VIII 

Beispiele: • Vernachlässigung 

• Körperliche und/oder psychische Misshandlung/Gewalt 

• Häusliche Gewalt (Gewalt unter Erwachsenen) 

• Sexueller Missbrauch  

• … 

Hilfreiche Dokumente:  
 

• Checkliste Risiko- und Schutzfaktoren (Anlage 1) 

• Prozessbeschreibungen: Fallbearbeitung Kinderschutz  
(Anlage 2) 

• Intervention bei Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefähr-
dung im familiären Umfeld (Anlage 3) 

 

2. Fallgruppe: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlgefährdung unter Kindern 
 

Bei diesen Fällen liegt ein zentraler Schwerpunkt in der engen fachlichen Abstimmung im 
Kitateam sowie einer situationsangemessenen Einbeziehung von Sorgeberechtigten und 
Kindern. Je nach Art und Intensität des grenzverletzenden oder übergriffigen Verhaltens von 
Kindern ist eine Meldung an das Jugendamt nach §47 SGB VIII Abs. 2 erforderlich. Insbe-
sondere bei grenzverletzenden Verhaltensweisen unter Kindern mit z. B. Anhaltspunkten für 
eine Eigen- und/oder Fremdgefährdung ist es wichtig, sensibel den Schutzauftrag bei Kin-
deswohlgefährdungen gemäß §8a SGB VIII fortlaufend im Blick zu behalten und die einzel-
nen Schritte diesbezüglich zu überprüfen. Hinter auffälligen Verhaltensweisen von Kindern, 
die von Erwachsenen als herausfordernd empfunden werden können, steht häufig ein Be-
dürfnis und ein klares Signal, dass das Kind Hilfe und Unterstützung benötigt. Daher ist es 
von großer Bedeutung stets zu hinterfragen, was brauchen alle (direkt und nicht direkt be-
troffene/beteiligte) Kinder in der Situation und was wollen sie den Mitarbeiter:innen durch ihr 
Verhalten sagen bzw. zeigen? Aus Perspektive der Mitarbeiter:innen ist mitzudenken, wel-
che Maßnahmen für die Kinder individuell und situativ angeboten werden können, um diese 
bestmöglich und mit Blick auf ihre Bedürfnisse zu unterstützen.  
Gesetzliche Grundlage:  • Schwerpunkt §47 SGB VIII               

• Gefährdungseinschätzung gemäß §8a SGB VIII 

Beispiele: • Körperlich übergriffiges Verhalten 

• Grenzverletzendes Verhalten bei Körpererkundungsspielen 

• Zwang oder Druck durch andere Kinder 

• … 

Hilfreiche Dokumente:  
 

• Checkliste Risiko- und Schutzfaktoren (Anlage 1) 

• Prozessbeschreibungen: Fallbearbeitung Kinderschutz  
(Anlage 2) 

• Intervention bei Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefähr-
dung unter Kindern (Anlage 4) 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__47.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
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3. Fallgruppe: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlgefährdung durch Mitarbei-
ter:innen  

In dieser Fallgruppe variiert die Vorgehensweise je nachdem, welche Art von Anhaltspunk-
ten für eine Kindeswohlgefährdung vorliegen. Es wird dabei unterschieden zwischen An-
haltspunkten mit Hinweisen auf einen sexualisierten Kontext und Anhaltspunkten, die sich 
auf alle anderen Formen von Gewalt beziehen.  
 

Vorgehen bei Anhaltspunkten für Kindeswohlgefährdung durch Mitarbeiter:innen mit 
Hinweisen auf einen sexualisierten Kontext:  
 

In diesen Fällen sind unverzüglich Einrichtungsleiter:in und Trägervertreter:in zu informie-
ren. Sofern die/der Einrichtungsleiter:in selbst betroffen und/oder beschuldigt wird, ist 
die/der Trägervertreter:in in Kenntnis zu setzen. Darüber hinaus ist die/der Interventionsbe-
auftragte der Fachstelle gegen Gewalt unmittelbar und verpflichtend einzubeziehen, da bei 
dieser Art von Fällen die „Interventionsordnung“ (Anlage 11) des Bistums Limburg greift. Die 
Planung von notwendigen Maßnahmen, wie z. B. weiterführende Maßnahmen zur Sicher-
stellung des Kindeswohls, die Stellung einer Strafanzeige, die Freistellung von beschuldig-
ten Personen sowie die Kommunikation mit Sorgeberechtigten wird je nach konkreter Fall-
situation, im Rahmen des Interventionskreises, vereinbart. In diesen Fällen ist die Art und 
Weise sowie der Zeitpunkt der Kommunikation mit der beschuldigten Person mit der/dem 
Interventionsbeauftragten abzustimmen. Bei Sachverhalten, die ein zeitnahes Agieren er-
fordern, kann eine kurzfristige Absprache zwischen Trägervertreter:in und der/dem Interven-
tionsbeauftragten ggf. vor einem Interventionskreis stattfinden. Zusätzlich zum Interventi-
onskreis kann ein Runder Tisch Kinderschutz initiiert werden, um mit Blick auf das (ggf. 
irritierte) Kitasystem offene Bedarfe in Bezug auf die Ebenen Kinder, Sorgeberechtigte, Mit-
arbeiter:innen etc., unter Beteiligung der/des Interventionsbeauftragten, zu besprechen. 
Ebenso ist die Prüfung der Absetzung von gesetzlich vorgeschriebenen Meldungen, wie z. 
B. gemäß §47 SGB VIII ein wichtiger Bestandteil innerhalb der Fallbearbeitung. Die/der In-
terventionsbeauftragte hat im Beratungskontext die Federführung für den Prozess. Die/der 
fallzuständige Kinderschutzreferent:in beteiligt sich bedarfsorientiert. Die Gesamtverantwor-
tung für die Fallbearbeitung sowie die Umsetzung von Maßnahmen verbleibt bei der/dem 
Trägervertreter:in. 
 

Vorgehen bei Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung durch Mitarbeiter:in-
nen bei allen anderen Formen von Gewalt: 
 

In diesen Fällen sind unverzüglich Einrichtungsleiter:in und Trägervertreter:in zu informie-
ren. Sofern die/der Einrichtungsleiter:in selbst betroffen oder beschuldigt wird, ist unmittel-
bar die/der Trägervertreter:in in Kenntnis zu setzen. Ebenfalls sind die gesetzlichen Melde-
pflichten im Kontext §47 SGB VIII sowie Gefährdungseinschätzungen gemäß §8a SGB VIII 
zu berücksichtigen. Im Beratungssetting mit der/dem zuständigen Kinderschutzreferent:in 
kann die Planung eines Runden Tisches Kinderschutz erfolgen. Der Runde Tisch Kinder-
schutz ist hilfreich, um mit einem multiprofessionellen Blick geeignete Maßnahmen in Bezug 
auf die Ebene der Kinder, der Sorgeberechtigten, der Mitarbeiter:innen und weiteren Betei-
ligten zu vereinbaren.  
Gesetzliche Grundlage:  • Schwerpunkt §47 SGB VIII  

• Gefährdungseinschätzung gemäß §8a SGB VIII 

Beispiele: • Körperliche und/oder psychische Misshandlung/Gewalt 

• herabwürdigende Erziehungsstile 

• Machtmissbrauch  

• Aufsichtspflichtverletzung 

• Sexuelle Misshandlung/Gewalt  

• … 

Hilfreiche Dokumente:  
 

• Checkliste Risiko- und Schutzfaktoren (Anlage 1) 

• Prozessbeschreibungen: Fallbearbeitung Kinderschutz  
(Anlage 2) 

• Intervention bei Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefähr-
dung durch Mitarbeiter:innen (Anlage 5) 

• Interventionsordnung (Anlage 11) 

https://gegen-missbrauch.bistumlimburg.de/news/2023/fachstelle-gegen-gewalt
https://sichersein.bistumlimburg.de/news/2023/interventionsordnung
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Kurzbeschreibung_Interventionskreis.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Kurzbeschreibung_Runder_Tisch_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Kurzbeschreibung_Runder_Tisch_Kinderschutz.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__47.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_5_Intervention_bei_Anhaltspunkten_KWG_durch_Mitarbeiter_innen.pdf
https://sichersein.bistumlimburg.de/news/2023/interventionsordnung


 

Seite 7 von 23 
 

2.2 (Anonyme) Hinweise und Beschwerden 
 

Im Fachzentrum Kindertageseinrichtungen werden eingegangene Hinweise und Beschwerden 

in Bezug auf den Kinderschutz sowie Anhaltspunkte für eine mögliche Gefährdung und/oder 

Beeinträchtigung des Kindeswohls ernst genommen und sorgfältig geprüft. Die Prüfung der 

Beschwerdeinhalte erfolgt unabhängig davon, ob die Hinweise bzw. die Beschwerde anonym 

verfasst wurde oder die beschwerdeführende/n Person/en bekannt sind. Im Fall einer Be-

schwerde oder Hinweisen auf eine Gefährdung für Kinder erfolgt eine zeitnahe Kontaktauf-

nahme mit der/dem zuständigen Trägervertreter:in, um die Beschwerdeinhalte fachlich ange-

messen zu klären und weiterführende Schritte abzustimmen.  

 

Es gibt verschiedene Wege, wie eine Beschwerde und/oder Hinweise an das Fachzentrum 

Kindertageseinrichtungen herangetragen werden können: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschwerdemöglichkeiten Bistum Limburg (Kontext Kinderschutz): 
 

• Kinderschutzreferent:innen des Fachzentrums Kindertageseinrichtungen 
(Kontakt: Kinderschutz-Kita@bistumlimburg.de) 

• Beschwerdenavigator  
(Kontakt: beschwerde@bistumlimburg.de) 

• Digitales Hinweisgebersystem – externe Meldestelle 
(Kontakt: https://bistumlimburg.hinweisgeberexpertemeldeplattform.de/) 
 

mailto:Kinderschutz-Kita@bistumlimburg.de
mailto:beschwerde@bistumlimburg.de
https://bistumlimburg.hinweisgeberexpertemeldeplattform.de/
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2.3 Gemeinsame Verantwortung im Kinderschutz 
 

Die Gewährleistung des Kinderschutzes ist eine gemeinsame Aufgabe aller Beteiligten in der 

Kindertageseinrichtung, von Mitarbeiter:innen über die/den Einrichtungsleiter:in bis hin 

zur/zum Trägervertreter:in. Damit der Schutzauftrag gemäß §8a SGB VIII und die Melde- und 

Dokumentationspflicht nach §47 SGB VIII im Ernstfall zuverlässig umgesetzt werden kann, ist 

es entscheidend, dass alle Beteiligten ihre jeweiligen Rollen, Pflichten und Handlungsmöglich-

keiten kennen und ihre Verantwortung bewusst und verbindlich wahrnehmen.  

 

Die nachfolgende Übersicht verdeutlicht, welche Verantwortlichkeiten und konkreten Aufga-

ben den einzelnen Funktionen im Kinderschutzprozess zugeordnet sind. Zuständigkeiten kön-

nen im Einzelfall delegiert und durch individuelle Absprachen zwischen Mitarbeiter:innen und 

vorgesetzten Personen konkretisiert werden. Die Inhalte haben keinen Anspruch auf Vollstän-

digkeit, sondern dienen als Orientierung und Unterstützung für die Praxis – sowohl im Kitaall-

tag als auch in Krisensituationen.  

 

Rolle Verantwortung im Kinderschutz Beispielhafte Aufgaben / 
 Maßnahmen 

Mitarbeiter:in-
nen 

- Situationsangemessenes Eingreifen zur 
Abwendung unmittelbarer Gefährdungen 
und Sicherstellung des Kinderschutzes 

- Frühzeitiges Erkennen von Risikofaktoren, 
die dazu geeignet sind, das Kindeswohl zu 
beeinträchtigen 

- Frühzeitige Wahrnehmung und Einordung 
von Anhaltspunkten auf eine mögliche Kin-
deswohlgefährdung 

- Zeitnahe, sachliche, nachvollziehbare und 
kontinuierliche Dokumentation der relevan-
ten Beobachtungen und Maßnahmen 

- Direkte Information an Einrichtungsleiter:in 
bei möglichen Anhaltspunkten 

- Wissen und Kenntnis über Verfahren und 
Abläufe im Kinderschutz 

- Systematische Beobachtung 
von Auffälligkeiten sowie sachli-
che und nachvollziehbare Doku-
mentation  

- Aktive Initiierung und Beteiligung 
an kollegialen Fallbesprechun-
gen  

- Reflektierte Wahrnehmung der 
eigenen Rolle im Team sowie 
der Verantwortung im Kinder-
schutz 

- Aktive Kontaktaufnahme und 
zeitnahe Informationsweiter-
gabe an Einrichtungsleiter:in 

Einrichtungs- 
leiter:in 

- Steuerung und Koordination des einrich-
tungsinternen Kinderschutzprozesses 

- Gefährdungseinschätzung gemeinsam mit 
Mitarbeiter:innen und gemäß der gesetzli-
chen Vorgaben nach §8a SGB VIII und §47 
SGB VIII sowie unter Einbeziehung von 
ggf. internen und externen Beratungs- und 
Fachstellen 

- Prüfung und Sicherstellung einer ange-
messenen Beteiligung von Kindern, Sorge-
berechtigten sowie weiterer relevanten Ak-
teur:innen 

- Zeitnahe Information und Einbindung von 
Trägervertreter:in 

- Wissen und Kenntnis über Verfahren und 
Abläufe im Kinderschutz 

- Einbindung der Insoweit erfahre-
nen Fachkraft unter Beteiligung 
von Mitarbeiter:innen 

- Einleitung und Koordination der 
weiteren Handlungsschritte in 
regelmäßiger Abstimmung mit 
Trägervertreter:in 

- Regelmäßige Klärung und Ab-
stimmung von Zuständigkeiten 
und Verantwortlichkeiten im 
Team und mit Trägervertreter:in 

- Führung von Gesprächen mit 
Sorgeberechtigten unter Berück-
sichtigung einer angemessenen 
Beteiligung von Mitarbeiter:in-
nen und Trägervertreter:in 

Träger- 
vertreter:innen 

- Sicherstellung von standardisierten und 
verbindlichen Verfahrensabläufen im Kin-
derschutz 

- Fachliche und organisatorische Unterstüt-
zung von Einrichtungsleiter:in bei der Steu-
erung des internen Kinderschutzprozesses 

- In Abstimmung mit Einrichtungsleiter:in 
ggf. notwendige Meldungen gemäß §8a / 
§47 SGB VIII absetzen 

- Wissen und Kenntnis über Verfahren und 
Abläufe im Kinderschutz 

- Implementierung und Weiterent-
wicklung interner Standards und 
Verfahrensabläufe im Umgang 
mit Kinderschutzfällen 

- Sicherstellung von Qualifizie-
rungs-, Fortbildungs- und Super-
visionsangeboten für Mitarbei-
ter:innen 

- Aktive Wahrnehmung der Ge-
samtverantwortung für den Kin-
derschutzprozess  
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2.4   Beteiligung von Kindern und Sorgeberechtigten bei Kinderschutzfällen 
 

Zum professionellen Selbstverständnis jeder Kindertageseinrichtung gehört eine partner-

schaftliche und transparente Zusammenarbeit mit den Sorgeberechtigten sowie eine alters- 

und entwicklungsangemessene Beteiligung von Kindern. Sorgeberechtigte haben das Recht 

und zugleich die Pflicht zur Mitwirkung, insbesondere dann, wenn Anhaltspunkte für eine mög-

liche Gefährdung des Kindeswohls bestehen. Ihre Einbeziehung in die fachliche Einschätzung 

des Gefährdungsrisikos ist so früh wie möglich anzustreben, sofern hierdurch der Schutz des 

Kindes nicht beeinträchtigt wird. Eine sorgfältige fachliche Abwägung im Team sowie unter 

Einbeziehung der Insoweit erfahrenen Fachkraft (InsoFa/IseF) ist im Einzelfall erforderlich.  

 

Beteiligung von Kindern 

Kinder sind entsprechend ihres Alters, ihres Entwicklungsstandes und der jeweiligen Situation 

in allen sie betreffenden Belangen kindgerecht zu beteiligen. Die Perspektiven, Wahrnehmun-

gen und Bedürfnisse der Kinder stellen dabei eine zentrale fachliche Grundlage für die Ein-

schätzung von Bedarfen sowie für die Planung geeigneter Schutz- und Unterstützungsmaß-

nahmen dar. Gespräche zwischen Mitarbeiter:innen und Kindern zu möglichen Gefährdungs-

lagen erfolgen grundsätzlich ressourcenorientiert, freiwillig und orientiert am Wohl des Kindes. 

Sie finden insbesondere dann statt, wenn Kinder eigene Mitteilungsbedürfnisse äußern, Ge-

sprächsbereitschaft signalisieren oder eine potenziell kindeswohlrelevante Situation von den 

Mitarbeiter:innen unmittelbar wahrgenommen wurde. Kinder werden in Gesprächen nicht aktiv 

ausgehend durch die Mitarbeiter:innen befragt.  

 

Beteiligung und Mitwirkung von Sorgeberechtigten 

Gespräche mit Sorgeberechtigten erfolgen zeitnah und transparent im Rahmen der Gefähr-

dungseinschätzung (§8a SGB VIII – Beteiligung und Mitwirkung erforderlich) sowie zur Infor-

mation der Sorgeberechtigten im Zusammenhang mit Meldungen nach §47 SGB VIII (siehe 

auch Fallgruppe 1-3, siehe Kapitel 2.1 Anhaltspunkte zum Handeln, S.4ff.). Eine sorgfältige 

Vorbereitung ggf. unter Einbeziehung der Insoweit erfahrenen Fachkraft ist eine wichtige Vo-

raussetzung für ein zielorientiertes Gespräch. Vorab ist zu prüfen, ob aufgrund einer Sprach-

barriere eine Übersetzung für Gespräche benötigt wird oder ggf. das Gespräch in leichter 

Sprache zu führen ist. Für die Vorbereitung, Durchführung sowie Nachbereitung von Krisen-

gesprächen im Kinderschutz kann der „Leitfaden: Vor- und Nachbereitung sowie Durchführung 

von Krisengesprächen im Kinderschutz“ (Anlage 9) eine Orientierung bieten.  

Beteiligung von Kindern in Kinderschutzprozessen - Worauf ist zu achten? 

Hilfreich in der Praxis Bitte vermeiden 

Art, Umfang und Zeitpunkt der Beteiligung, 
insbesondere bei möglichen Gefährdungs-
lagen, sorgfältig abwägen und die Ent-
scheidung begründen und dokumentieren 

Recht auf Beteiligung der Kinder nicht berück-
sichtigen und im jeweiligen Fall Möglichkeiten 
einer kindgerechten Beteiligung nicht überprü-
fen 

Die Beteiligung alters- und entwicklungsan-
gemessen, situationsbezogen und unter 
Berücksichtigung der individuellen Bedarfe 
des Kindes gestalten 

Gemeinsame Gespräche zur Situationsklä-
rung mit allen beteiligten Kindern bei Anhalts-
punkten auf sexualisierte Grenzverletzung un-
ter Kindern  

Kinder in ihren Gefühlen und subjektiven 
Wahrnehmungen ernstnehmen  

Verantwortung (z. B. Informationen mitzutei-
len) auf das Kind/die Kinder verlagern  

Offene und zugewandte Gesprächsbereit-
schaft gegenüber Kindern signalisieren  

Aussagen und auffälliges Verhalten von Kin-
dern vorschnell bewerten oder anzweifeln, 
ohne kindliche Perspektive zu würdigen 

Gespräch kindgerecht, bedarfsorientiert 
und sensibel führen 

Direkte Befragung, suggestive Fragen oder 
Verhöre von Kindern 

Gesprächsrahmen mit Blick auf Schutz und 
emotionaler Sicherheit mit vertrauten Be-
zugspersonen gestalten 

Handlungen oder Gesprächsführungen, die 
Loyalitätskonflikte bei Kindern auslösen oder 
verstärken können  

https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_9_Leitfaden_Krisengespraeche_im_Kinderschutz.pdf
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Im Rahmen der Gespräche mit den Sorgeberechtigten erfolgt z. B. eine Klärung, ob Hilfen 

angenommen werden (konnten) und diese ausreichend sind, um eine Gefährdung des Kin-

deswohls abzuwenden, offene Bedarfe bestehen und die Aufklärung zu ggf. abgesetzten Mel-

dungen nach §8a SGB VIII und §47 SGB VIII ausreichend ist. Bei Anhaltspunkten im familiären 

Umfeld ist die Einrichtung verpflichtet mit einer schriftlichen Meldung, nach einer Information 

an die Sorgeberechtigten, das Jugendamt zu informieren, wenn die angebotenen Hilfen nicht 

angenommen werden (konnten), Gespräche keine positive Wirkung auf den Kinderschutz zei-

gen oder die vereinbarten Maßnahmen nicht ausreichend sind, um eine Gefährdung abzuwen-

den (vgl. § 8a Abs.4 Satz 2, SGB VIII und §47 SGB VIII). Inhalte von Gesprächen mit Sorge-

berechtigten, Vereinbarungen, Fristen sowie Verantwortlichkeiten sind Bestandteil einer nach-

vollziehbaren Dokumentation. 
 

 

 

Elternvertreter:innen 

Der Beirat (hessische Kitas) bzw. Elternausschuss (rheinland-pfälzische Kitas) sollte auf struk-

tureller Ebene in Fragen des institutionellen Kinderschutzes eingebunden werden z. B. bei der 

(Weiter-)Entwicklung oder Reflexion des einrichtungsbezogenen Schutzkonzeptes, Informati-

onsmaterialien oder bei der Planung von Elternangeboten. Hier ist es wichtig, Rollen und Zu-

ständigkeiten klar zu trennen. Eine Beteiligung an konkreten Kinderschutzfällen mit häusli-

chem oder familiärem Kontext erfolgt grundsätzlich nicht. Sofern sich aus Einzelfällen über-

greifende Fragestellungen oder Informationsbedarfe in der Elternschaft ergeben, erfolgt eine 

sachliche und datenschutzkonforme Information durch die Einrichtung, ohne Rückschlüsse auf 

einzelne Kinder oder Familien zu ermöglichen. Ein Angebot für die Sorgeberechtigten zu einer 

bestimmten Thematik, ggf. mit externer Unterstützung, kann dazu beitragen Wissen zu ver-

mitteln, Unsicherheiten abzubauen und das Ziel des Kinderschutzes gemeinsam sicherzustel-

len.  

Hinweis: Beteiligung von Sorgeberechtigten und Erziehungsberechtigten  
im Kinderschutz 

Sorgeberechtigte (§§1626 ff. BGB) tragen die rechtliche Verantwortung für das Kind und sind in der 
Regel auch für dessen Erziehung zuständig. Es gibt jedoch Situationen, in denen Sorgeberechtigte 
und Erziehungsberechtigte nicht identisch sind, zum Beispiel bei nachfolgenden Konstellationen: 

• Pflegefamilien: Pflegeeltern übernehmen die Erziehung im Alltag, die leiblichen Eltern oder 
ein Vormund sind sorgeberechtigt. 

• Stationäre Einrichtung / Wohngruppe: Mitarbeiter:innen übernehmen die Erziehung im 
Alltag, die leiblichen Eltern oder ein Vormund sind sorgeberechtigt. 

• Alltagssorge durch Dritte: z. B. Großeltern übernehmen Erziehungsaufgaben, sind jedoch 
nicht automatisch sorgeberechtigt. 

• … 
Erziehungsberechtigte (z. B. nach §33 SGB VIII) tragen zwar die pädagogische Verantwortung, ver-
fügen jedoch nur dann über rechtliche Entscheidungsbefugnisse, wenn diese ausdrücklich übertra-
gen wurde (z. B. durch eine familiengerichtliche Anordnung). In Kinderschutzprozessen sind Erzie-
hungs- und Sorgeberechtigte einzubeziehen. Wenn die Rollen nicht in einem abgedeckt werden, sind 
Sorgeberechtigte als Entscheidungsträger:innen zu beteiligen und Erziehungsberechtigte als rele-
vante Bezugspersonen. Hinweis: Klären Sie im Kinderschutzfall immer, wer sorgeberechtigt ist und 
wer das Kind im Alltag betreut und erzieht. 

Aspekt Sorgeberechtigte Erziehungsberechtigte 

Rolle Rechtliche Verantwortung 
 
In der Regel die Eltern oder eine Person, 
der durch eine familiengerichtliche Ent-
scheidung, die elterliche Sorge übertra-
gen wurde. Die elterliche Sorge beinhal-
tet unter anderem die Personensorge (z. 
B. Aufenthaltsbestimmung, Gesund-
heitsfürsorge, Vermögenssorge)  

Erziehungsverantwortung im Alltag 
 
Das sind Personen, die für die Erziehung 
des Kindes im Alltag verantwortlich sind, 
aber nicht zwingend die volle elterliche 
Sorge haben. Beispielsweise können 
Pflegeeltern oder Vollzeitpflegeperso-
nen erziehungsberechtigt sein, ohne 
sorgeberechtigt zu sein 

Beteiligung im 
Kinderschutz-
prozess 

Primäre Ansprechpersonen für das Ju-
gendamt bei Kindeswohlgefährdung  

Wichtige Bezugspersonen, können rele-
vante Informationen im Kinderschutz-
prozess beisteuern, sind einzubeziehen  

https://www.buergerliches-gesetzbuch.info/bgb/1626.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__33.html
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Beteiligung von Erziehungs- und Sorgeberechtigten in Kinderschutzprozessen (ge-
mäß §8a und §47 SGB VIII) – Worauf ist zu achten?  

Wichtig für die Praxis Bitte vermeiden 

Beteiligung fallbezogen prüfen und im An-
schluss Sorgeberechtigte frühzeitig, adres-
satengerecht über weiteres Vorgehen im 
Kinderschutzprozess informieren  

Beteiligung von Erziehungs- und Sorgebe-
rechtigten ohne vorherige fachliche Vorbe-
reitung und ohne sorgfältige Gefährdungs-
einschätzung im Hinblick auf das Kindeswohl 

Eine aufmerksame fragende Haltung ein-
nehmen, die klar am Wohl des Kindes orien-
tiert ist 

Konfrontation der Erziehungs- und Sorgebe-
rechtigten mit etwaigen Versäumnissen oder 
Missständen sowie vorwurfsvolle, wertende 
oder schuldzuweisende Gesprächsführung 

Gesprächsführung strukturiert und zielge-
richtet gestalten. Vereinbarungen, Fristen, 
Zuständigkeiten und Ergebnisse verbindlich 
festhalten und nachvollziehbar dokumentie-
ren 

Durchführung von Gesprächen mit Erzie-
hungs- und Sorgeberechtigten trotz beste-
hender Sprachbarrieren ohne geeignete 
Übersetzung 

Kinderschutzprozesse erklären, auch im 
Hinblick auf Verantwortlichkeiten (z. B. §8a – 
Verfahren oder Meldung §47 SGB VIII) 

Übermittlung personenbezogener Daten 
ohne datenschutzrechtliche Prüfung oder 
der Erlaubnis der Sorgeberechtigten 

Beirat bzw. Elternausschuss grundsätzlich 
bei konzeptionellen Fragen einbeziehen (z. 
B. Kommunikation von Verfahrensweisen im 
Kinderschutz, Elternangeboten etc.) 

Einzelfallbearbeitung unter Beteiligung des 
Beirats bzw. Elternausschusses (Verstoß 
gegen Datenschutz und Schweigepflicht) 

Bereits im Erstgespräch einen verbindlichen 
Termin zur Überprüfung der Wirksamkeit der 
eingeleiteten Maßnahmen und zur gemein-
samen Reflexion vereinbaren 

Führen von Gesprächen zu sensiblen Kin-
derschutzthemen in ungeeigneten, nicht ge-
schützten Gesprächssituationen z. B. Tür – 
und Angelgesprächen thematisieren 
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2.5 Rolle der Insoweit erfahrenen Fachkraft 
 

In Bezug auf den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung §8a Abs. 4 (2) SGB VIII ist die 

Beratung durch eine „Insoweit erfahrene Fachkraft“, im weiteren Verlauf „InsoFa/IseF“ ge-

nannt, verbindlich vorgesehen. Die anonymisierte Beratung mit der InsoFa/IseF dient der 

fachlichen Einschätzung und Risikoabwägung, sofern Anhaltspunkte für eine mögliche Kin-

deswohlgefährdung bestehen.  

 

Die Qualifikation der InsoFa/IseF umfasst fundierte pädagogische, psychologische und recht-

liche Fachkenntnisse sowie eine Expertise im Umgang mit Kindeswohlgefährdungen. Der ört-

liche Träger der öffentlichen Jugendhilfe beauftragt die InsoFas/IseFs, die für die Mitarbei-

ter:innen der Kindertageseinrichtungen regional beratend zur Verfügung stehen. Der Träger 

stellt in Kooperation mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe und auf Grundlage 

von §8b Abs.1 SGB VIII sicher, dass die regional zuständige InsoFa/IseF der Einrichtung be-

kannt ist und im Bedarfsfall zeitnah kontaktiert werden kann. 

 

 

Die InsoFa/IseF unterstützt die Mitarbeiter:innen bei der Entscheidungsfindung über notwen-

dige Schritte zur kurz- und langfristigen Sicherung des Kindeswohls. Sie spricht eine fachliche 

Empfehlung aus, trifft jedoch keine Entscheidung über das weitere Vorgehen. Die Verantwor-

tung hierfür verbleibt bei der/dem Einrichtungsleiter:in bzw. der/dem Trägervertreter:in. Im 

Rahmen der gemeinsamen Risikoeinschätzung mit der InsoFa/IseF erfolgt eine Einstufung der 

vorliegenden Anhaltspunkte auf eine Kindeswohlgefährdung und eine Sortierung der Informa-

tionen. 

 

Bei Anhaltspunkten für akute Gefährdungslagen, insbesondere bei sichtbaren Verletzungen, 

die auf Misshandlungen hindeuten, ist abzuwägen, ob die InsoFa/IseF noch unverzüglich ein-

bezogen werden kann oder es sich um eine Ausnahmesituation handelt. In Ausnahmesituati-

onen, wenn aufgrund der Dringlichkeit der Gefährdungslage eine Beratung nicht abgewartet 

werden kann, erfolgt die unmittelbare Kontaktaufnahme mit der zuständigen Fachstelle beim 

Jugendamt. Auf diese Weise kann ein zeitnahes, ggf. taggleiches Handeln sichergestellt und 

bei Bedarf eine sofortige Meldung an das Jugendamt gemäß §8a SGB VIII abgesetzt werden.  
 

Zusammenfassung wichtiger Aspekte: 
 

• Kontaktdaten der InsoFa/IseF sind griffbereit und für alle Mitarbeiter:innen zugänglich 

• Es besteht eine verbindliche Regelung, wie die Beratung dokumentiert wird 

• Die/der Trägervertreter:in wird zeitnah bei Anhaltspunkten im Kontext §8a SGB VIII 
und/oder §47 SGB VIII informiert 

• Bei unmittelbarer Gefahr für Leib und Leben ist unverzüglich ein Notruf abzusetzen 

• Kann die Beteiligung der InsoFa aus zeitlichen Gründen nicht abgewartet werden, ist 
in begründeten Ausnahme- oder Notsituationen eine unmittelbare Kontaktaufnahme mit 
dem zuständigen Jugendamt gemäß § 8a SGB VIII erforderlich 

Die Beratung und Unterstützung der InsoFa/IseF erfolgt bei: 
• Der fachlichen Einschätzung und Bewertung des Gefährdungsrisikos (Fokus Kind) 

• Der Strukturierung, Planung und Priorisierung geeigneter Hilfen zur Abwendung einer möglichen 
Gefährdung 

• Der Reflexion und fachlichen Abwägung von möglichen Handlungsschritten 

• Der Einschätzung von Art, Umfang und Zeitpunkt einer Kommunikation und Beteiligung von 
Sorgeberechtigten 

• Der Vorbereitung von Gesprächen mit Sorgeberechtigten 

• Der fachlichen Entscheidungsvorbereitung zur Einbeziehung des Jugendamts  

• Der fachlich nachvollziehbaren Dokumentation der Gefährdungseinschätzung und der getroffe-
nen Maßnahmen 

• … 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8b.html
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2.6 Kooperation mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe  

Die Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen des örtlichen Trägers der öffentlichen Ju-

gendhilfe ist gesetzlich verankert und spielt eine zentrale Rolle im intervenierenden Kinder-

schutz. Ziel der Kooperation ist es, das Kindeswohl zu sichern, Gefährdungen frühzeitig zu 

erkennen und geeignete Schutzmaßnahmen einzuleiten. Die Kooperation ist so auszugestal-

ten, dass für Sorgeberechtigte und Kinder die jeweiligen Fachstellen, Rollen, Zuständigkeiten 

und wechselseitigen Erwartungen transparent sind. Eine klare und verbindliche Kooperations-

struktur unterstützt die fachliche Abstimmung und die verlässliche Wahrnehmung des Schutz-

auftrags. 

Relevante gesetzliche Grundlagen: 

• §8a SGB VIII – Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

• §47 SGB VIII – Melde- und Dokumentationspflichten  

 

 

Bei der Absetzung von Meldungen im Kontext §8a und §47 SGB VIII sind verbindlich die vor-

gegebenen Meldeformulare und Verfahrensvorlagen des jeweiligen örtlichen Trägers der öf-

fentlichen Jugendhilfe zu verwenden. Sofern diese Vorlagen in der Einrichtung nicht bekannt 

oder verfügbar sind, wird empfohlen sich an die/den zuständigen Trägervertreter:in zu wen-

den. Existieren keine vorgegebenen Vorlagen, durch den jeweils zuständigen örtlichen Träger 

der öffentlichen Jugendhilfe, können die Vorlagen „Mitteilung an das Jugendamt nach §8a 

SGB VIII“ (Anlage 7) und „Mitteilung an das Jugendamt nach §47 SGB VIII“ (Anlage 8) ver-

wendet werden.  

§8a Schutzauftrag bei Kindeswohlge-
fährdung 

§47 Melde- und Dokumentationspflichten 

§8a SGB VIII regelt das fachliche Vorgehen von 
Mitarbeiter:innen (z. B. in Kindertageseinrichtun-
gen, Schulen und Einrichtungen der Jugendhilfe), 
wenn gewichtige Anhaltspunkte für eine mögliche 
Gefährdung des Kindeswohls vorliegen 

§47 SGB VIII regelt die Verpflichtung von Trägern 
und Einrichtungsleiter:innen, besondere Vor-
kommnisse, Ereignisse oder Entwicklungen zu 
melden, die geeignet sind, das Wohl von Kindern 
oder Jugendlichen zu gefährden 

Kernpunkte: 

• Wahrnehmung und fachliche Einschätzung 
von Anhaltspunkten für eine mögliche Kin-
deswohlgefährdung 

• Einbeziehung einer Insoweit erfahrenen 
Fachkraft zur qualifizierten Risikoeinschät-
zung  

• Hinwirkung auf die Inanspruchnahme geeig-
neter Hilfen bei den Sorgeberechtigten, so-
fern hierdurch der Schutz des Kindes nicht 
gefährdet wird 

• Prüfung der Notwendigkeit zur Absetzung ei-
ner Meldung §8a SGB VIII an die zuständige 
Fachstelle im Jugendamt, wenn Hilfen nicht 
angenommen werden oder nicht ausreichend 
sind 

Kernpunkte: 

• Trägervertreter:innen müssen die zuständige 
Fachstelle im Jugendamt (in FFM das Stadt-
schulamt, in RLP das Landesjugendamt) un-
verzüglich über Risiken für die Beeinträchti-
gung des Kindeswohls informieren 

• Meldepflicht besteht bei strukturellen, perso-
nellen oder organisatorischen Risiken sowie 
bei besonderen Vorkommnissen innerhalb 
der Einrichtung 

• Dokumentation der relevanten Sachverhalte 
und der ergriffenen Maßnahmen (Sensibler 
Umgang mit personenbezogenen Daten si-
cherstellen, in der Regel werden Klarnamen 
in der Meldung genannt, regionale Gegeben-
heiten sind zu berücksichtigen) 

Kontext:   
• Familiäres bzw. häusliches Umfeld 

• Institutionelles Umfeld/Innerhalb der Kinderta-
geseinrichtung, soweit eine Gefährdungsein-
schätzung für ein konkretes Kind erforderlich ist  

Schutzauftrag für einzelne Kinder bei Anhalts-
punkten für eine Kindeswohlgefährdung 

Kontext:  

• Institutionelles Umfeld / Innerhalb der Ein-
richtung  

Meldung institutioneller Risiken, besonderer Vor-
kommnisse und struktureller Gefährdungslagen 
innerhalb einer Einrichtung: Übersicht mögliche 
Meldegründe 

Ziel: Anhaltspunkte für mögliche Kindeswohlge-
fährdungen frühzeitig zu erkennen, fachlich ein-
zuschätzen und geeignete Schutzmaßnahmen 
einzuleiten 

Ziel:  Frühzeitige Informationsweitergabe an die 
zuständige Aufsichtsbehörde, um Risiken zu be-
werten, geeignete Maßnahmen einzuleiten und 
die Qualität sowie den Schutz in Kindertagesein-
richtungen sicherzustellen 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__47.html
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_7_Mitteilung_an_das_Jugendamt_nach___8a_SGB_VIII.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_8_Mitteilung_an_das_Jugendamt_nach___47_SGB_VIII.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Kurzbeschreibung_Meldegruende___47_SGB_VIII.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Kurzbeschreibung_Meldegruende___47_SGB_VIII.pdf
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Die Fachstellen des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe nehmen im Rah-
men §8a SGB VIII insbesondere folgende Aufgaben wahr: 

• Entgegennahme, Prüfung und fachliche Bewertung von Meldungen und Mitteilungen zu 
möglichen Kindeswohlgefährdungen im Hinblick auf das Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte 
und den erforderlichen Schutzbedarf (§8a SGB VIII) 

• Durchführung einer eigenen Gefährdungseinschätzung unter Einbeziehung der Sorgebe-
rechtigten und des Kindes, soweit hierdurch der Schutz nicht gefährdet wird 

• Planung, Steuerung und Koordination geeigneter Schutz- und Unterstützungsmaßnah-
men zur Abwendung der Gefährdung, einschließlich der Einleitung von Hilfen zur Erziehung 
(§§27ff. SGB VIII) 

• Sicherstellung der notwendigen Zusammenarbeit mit freien Trägern, Einrichtungen und wei-
teren beteiligten Fachstellen im Hilfe- und Schutzprozess 

• Einleitung familiengerichtlicher Maßnahmen gemäß §1666 BGB, sofern eine Gefährdung 
nicht durch geeignete Hilfen oder freiwillige Mitwirkung der Sorgeberechtigten abgewendet wer-
den kann 

• Durchführung einer Inobhutnahme gemäß §42 SGB VIII bei akuter Gefährdungslage und un-
mittelbarem Schutzbedarf 

• Dokumentation der Gefährdungseinschätzung, der getroffenen Entscheidungen und der ein-
geleiteten Maßnahmen 

• … 

Kooperation zwischen Kindertageseinrichtung und örtlichem Träger der  
öffentlichen Jugendhilfe bei §8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung  

• Einbindung einer Insoweit erfahrenen Fachkraft (InsoFa/IseF) zur fachlichen Beratung und 
qualifizierten Risikoeinschätzung bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine mögliche Kindeswohl-
gefährdung 

• Ausnahmesituation: Bei einer unmittelbaren Gefahr für das Kindeswohl oder bei einer beste-
henden Notlage ist unverzüglich das zuständige Jugendamt zu informieren. In diesen Situatio-
nen erfolgt die Kontaktaufnahme ohne vorherige Einbeziehung der InsoFa/IseF und soweit der 
wirksame Schutz des Kindes dadurch gefährdet wird, auch ohne vorherige Beteiligung der Sor-
geberechtigten 

• Bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine mögliche Kindeswohlgefährdung ist eine frühzeitige 
Kontaktaufnahme zwischen der Kindertageseinrichtung und dem zuständigen Jugendamt si-
cherzustellen 

• Gemeinsame Abstimmung und Planung geeigneter Schutzmaßnahmen unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Zuständigkeiten 

• Verbindliche, nachvollziehbare Dokumentation aller Absprachen zu weiteren Schritten, Ver-
antwortlichkeiten und zeitlichen Vereinbarungen 

• Mit der Absetzung einer Meldung gemäß §8a SGB VIII übernimmt das Jugendamt die Fall-
verantwortung für die Prüfung und Bearbeitung der konkret gemeldeten Anhaltspunkte. Tre-
ten darüber hinaus neue Anhaltspunkte auf, wiederholen sich Gefährdungssituationen oder ver-
ändern sich relevante Umstände, liegt die Verantwortung für die erneute Wahrnehmung, Do-
kumentation und Einleitung eines weiteren Schutzprozesses weiterhin bei der Einrichtung. Die 
jeweilige Situation ist erneut gemäß § 8a SGB VIII fachlich zu bearbeiten 

• Unabhängig von einer §8a Meldung, bleibt die Einrichtung in der Verantwortung, das be-
troffene Kind aufmerksam zu begleiten, Schutzsignale wahrzunehmen und die Zusammenarbeit 
mit den Sorgeberechtigten fachlich reflektiert fortzuführen 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__27.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1666.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__42.html
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Kooperation zwischen Kindertageseinrichtung und örtlichem Träger der  
öffentlichen Jugendhilfe bei §47 Melde- und Dokumentationspflichten 

• Systematische Wahrnehmung, Bewertung und Dokumentation von strukturellen, perso-
nellen und organisatorischen Risiken sowie besonderer Vorkommnisse innerhalb der Kin-
dertageseinrichtung 

• Unverzügliche Meldung wesentlicher Ereignisse und Risiken an den zuständigen örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Betriebserlaubnis- bzw. Aufsichtsbehörde/Jugendamt), ins-
besondere bei schwerwiegenden Vorfällen, wiederholten Verletzungen unter Kindern, unmittel-
baren Gefährdungslagen oder grenzverletzendem bzw. übergriffigem Verhalten von Mitarbei-
ter:innen gegenüber Kindern 

• Fachliche Abstimmung und gemeinsame Planung geeigneter Maßnahmen zur Gefahren-
abwehr im institutionellen Kontext im Zusammenwirken mit der zuständigen Fachstelle des Ju-
gendamtes 

• Die Verantwortung für die Umsetzung der Maßnahmen verbleibt bei der/dem Einrichtungs-
leiter:in und der/dem Trägervertreter:in. Die Fachaufsicht und fachliche Bewertung obliegen dem 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 

• Verbindliche Umsetzung der vereinbarten Maßnahmen innerhalb der Einrichtung zur Sicher-
stellung des institutionellen Kinderschutzes 

• Abgabe einer schriftlichen Meldung unter Darstellung aller relevanten Sachverhalte, Bewer-
tungen und bereits eingeleiteten Maßnahmen 
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2.7 Dokumentation  
 

Beobachtung und Dokumentation ist ein wichtiger Bestandteil bei der Bearbeitung von Kinder-

schutzsituationen und erfüllt drei Funktionen:  

• Kinderschutzfunktion: 
o Früherkennung von Risiken 
o Nachvollziehbarkeit von Beobachtungen und Einschätzungen 
o Absicherung und Begründung von fachlichen Entscheidungen 
o … 

• Qualitätssicherung: 
o Transparenz pädagogischer Prozesse 
o Reflexionsgrundlage für Teams 
o Informationssicherung bei Personalwechsel 
o … 

• Rechtssicherheit: 
o Nachweis fachlich angemessenen Handelns (§ 8a SGB VIII / §47 SGB VIII) 
o Absicherung gegenüber Aufsichtsbehörden, Jugendamt und Träger 
o Grundlage für Kooperation mit internen und externen Fachstellen 

o … 

Für eine systematische Beobachtung und Dokumentation von Maßnahmen im Rah-
men des intervenierenden Kinderschutzes, stehen die nachfolgenden Dokumentati-
onsvorlagen als Unterstützung zur Verfügung. Diese können Sie verwenden, sofern 
nichts anderes mit dem regionalen Träger der öffentlichen Jugendhilfe vereinbart, 
wurde: 

• Vorlage: „Checkliste Risiko- und Schutzfaktoren“ (Anlage 1) 

• Vorlage: „Falldokumentation Kinderschutz“ (Anlage 6) 
 

 

Dokumentation im Kinderschutz – Qualitätskriterien  
 

Ein zentraler Qualitätsstandard ist die klare Trennung von:  
Beobachtung  
(Was ist konkret wahrnehmbar?) 

 

• sachlich, beschreibend, ohne Interpretation 
 

Beispiel 1: „Das Kind erscheint an drei aufeinan-
derfolgenden Tagen ungepflegt, trägt ver-
schmutzte Kleidung und riecht stark nach Urin.“ 

Beispiel 2: „Das Kind hat innerhalb von zwei Wo-
chen dreimal blaue Flecken am Oberarm. Der 
Vater des Kindes äußert beim Bringen, das Kind 
sei gegen die Tür gelaufen, die Mutter berichtet 
beim Abholen des Kindes, das Kind sei vom Klet-
tergerüst gefallen“ 

Beispiel 3: „Das Kind spielt seit mehreren Tagen 
allein. Es lehnt Einladungen anderer Kinder zum 
Mitspielen ab. In Gruppenangeboten beteiligt es 
sich nicht mehr verbal.“ 

Interpretation / Hypothese  
(Was könnte das bedeuten?)  
 

• neutral formuliert  
 
Beispiel 1: „Mögliche Anhaltspunkte auf Ver-
nachlässigung“ 
 
 
Beispiel 2: „Mögliche Anhaltspunkte für wieder-
holt körperliche Übergriffigkeit/Gewalt“ 
 
 
 

 
 
 

Beispiel 3: „Mögliche Anhaltspunkte für emotio-
nale Belastung“ 

Eine professionelle Dokumentation im Kinderschutz ist:  
• sachlich und wertfrei formuliert 

• nachvollziehbar und strukturiert 

• vollständig und zeitnah 

• fortlaufend (Verlaufsdokumentation) 

• verständlich für Dritte 

• datenschutzkonform 

• kindeswohlorientiert 

• einheitlich im Team geregelt 

https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_6_Falldokumentation_Kinderschutz.pdf
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Wichtige Inhalte einer Dokumentation: 

• Was ist vorgefallen? 

• Wann und wo ist die Situation passiert? 

• Wer war beteiligt? 

• Wer hat was entschieden? 

• Wann wurde was entschieden?   

• Welche Sofortmaßnahmen wurden eingeleitet? 

• Welche Vorinformationen sind bedeutsam? 

• Welche (weiteren) Maßnahmen sind geplant? 

• Welche Vereinbarungen wurden getroffen? 

• Wer ist für die Umsetzung der Vereinbarungen verantwortlich? 

• Bis wann sind die einzelnen Maßnahmen/Vereinbarungen umzusetzen? 

• Wer war an der Planung der Maßnahmen beteiligt? 

• Wann wird die Wirksamkeit von Maßnahmen, von wem überprüft? 

• Jedes Dokument wird mit Datum, Name Protokollant:in und ggf. Unterschrift versehen  

Die zeitnahe und genaue Dokumentation aller Erkenntnisse und Handlungsschritte ist bei der 
Bearbeitung von Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung notwendig. Sie hilft der/dem 
fallverantwortlichen Mitarbeiter:in eigene Gedanken und Emotionen zu sortieren und verhin-
dert, dass wichtige Details und die zeitliche Einordung der Ereignisse durcheinandergebracht 
oder vergessen werden. Bei einer sachgemäßen Dokumentation ist sichergestellt, dass die 
Informationen allen Beteiligten gleichermaßen zur Verfügung stehen. Falls es zu einer Mel-
dung an das Jugendamt kommt, sind nachvollziehbare und zeitnahe Dokumentationen ein 
wichtiger Nachweis der Geschehnisse und des fachlichen Handelns. 
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2.8 Datenschutz 

Dem Schutz von personenbezogenen Daten wird eine besondere Bedeutung beigemessen, 

insbesondere aufgrund des damit verbundenen Vertrauensverhältnisses zwischen den Sorge-

berechtigten, den Kindern und den Mitarbeiter:innen. Die Einrichtungen sind zur Einhaltung 

der jeweils gültigen gesetzlichen und kirchlichen Regelungen zum Datenschutz, die sich unter 

anderem aus den §61 Abs.3 bis §65 SGB VIII ergeben, verpflichtet. 

Wichtige Aspekte zum Datenschutz bei Kinderschutzfällen 

Was ist erlaubt?                                                                  
(rechtlich zulässig und erforderlich) 

Was ist zu vermeiden?                                                            
(datenschutzrechtlich problematisch) 

Die Weitergabe personenbezogener Da-
ten an das Jugendamt ist zulässig und 
wichtig, wenn sie zur Einschätzung oder Ab-
wendung einer Kindeswohlgefährdung, er-
forderlich ist (gemäß §8a Abs. 4 SGB VIII) 

Unzulässige Weitergabe personenbezo-
gener Daten ohne Bezug zum Schutzauf-
trag (z. B. an Außenstehende oder andere 
Sorgeberechtigte/Familien) 

Die Weitergabe personenbezogener Da-
ten an die zuständige Aufsichtsbehörde ist 
zulässig, wenn ein meldepflichtiges Ereignis 
gemäß §47 SGB VIII vorliegt. Die Daten-
übermittlung ist auf das erforderliche Maß zu 
beschränken. Klarnamen werden in der Re-
gel genannt, regionale Vorgaben sind hierbei 
jedoch zu berücksichtigen 

Die Weitergabe nicht erforderlicher oder 
über das meldepflichtige Ereignis hinausge-
hender personenbezogener Daten (§47 
SGB VIII) 

Die anonymisierte Beratung mit der Inso-
weit erfahrenen Fachkraft (InsoFa) ist im-
mer möglich – Klarnamen und zuordbare 
Merkmale werden nicht genannt und/oder 
pseudonymisiert 

Speicherung personenbezogener Daten 
des Kindes / der Sorgeberechtigten in of-
fenen, ungesicherten digitalen Systemen / 
Ablageorten oder persönlichen Notizen 
ohne Zugriffsschutz 

Informationsweitergabe im Team ist mög-
lich, wenn es für die Wahrnehmung des 
Schutzauftrags erforderlich ist und die Wei-
tergabe auf das notwendige Maß be-
schränkt, bleibt 

Zugang und Einsichtnahme von Schutz-
dokumentationen durch unbeteiligtes 
Personal (z. B. Hauswirtschaftskräfte, 
Handwerker:innen) 

Kontaktaufnahme und Austausch zu kon-
kreten Fällen mit Arztpraxen, Beratungs-
stellen und weiteren Institutionen, sofern 
Maßnahmen zur Sicherung des Kindeswohls 
zwischen Kita und Sorgeberechtigten verein-
bart und unterschrieben wurden oder eine 
wechselseitige anlassbezogene Schweige-
pflichtentbindung für die konkreten Stel-
len/Personen von den Sorgeberechtigten 
unterschrieben vorliegt. 

Informationsweitergabe an externe Bera-
tungsstellen ohne Einwilligung der Sorge-
berechtigten oder ohne anonymisierte Fall-
beschreibung 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__61.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__8a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8/__47.html
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3 Reflexion und Aufarbeitung von Kinderschutzfällen 
 

Bei Kinderschutzfällen handelt es sich häufig um hoch emotional belastende und komplexe 

Fallsituationen, die erhebliche Auswirkungen auf das gesamte System der Kindertageseinrich-

tung haben können. Daher wird der Reflexion und Aufarbeitung von Kinderschutzfällen eine 

besondere und wichtige Bedeutung beigemessen. Diese sollten bei jedem Kinderschutzfall als 

fester Bestandteil des Prozesses verankert sein. In ihren jeweiligen Rollen können auch in 

diesem Kontext die Kinderschutzreferent:innen, die regionale Fachberatung, die Fachstelle ge-

gen Gewalt sowie je nach Fallsituation, weitere interne und externe Personen und Stellen be-

ratend hinzugezogen werden. Das Vorgehen zur Aufarbeitung und zum Abschluss des Kin-

derschutzprozesses kann z. B. in einem „Runden Tisches Kinderschutz“ vereinbart werden. 

3.1 Reflexion und Aufarbeitung im Kitasystem 

Ist die Zeit der aktiven Fallbearbeitung und Einleitung von Maßnahmen abgeschlossen, so gilt 

es im Rahmen der Aufarbeitung eines Falles zu klären, inwieweit Bedürfnisse von Kindern, 

Sorgeberechtigten, beschuldigten Personen, dem Team, den Führungsverantwortlichen sowie 

ggf. weiteren Beteiligten bestehen. Dabei sollten bestimmte Fragestellungen abschließend ge-

klärt werden, wie z. B. ob die eingeleiteten Maßnahmen dauerhaft wirkungsvoll und der Schutz 

und das Wohlergehen der Kinder in der Einrichtung, langfristig sichergestellt sind und z. B. ob 

es Dynamiken in der Elternschaft oder im Team gibt, die weiterhin aufgearbeitet werden müs-

sen. Jede Fallsituation muss individuell betrachtet werden und bedarf konkreter Unterstüt-

zungsangebote für alle beteiligten Personen. Eine Reflexion im Team und mit führungsverant-

wortlichen Personen im Kitasystem kann dabei hilfreich sein für die einzelnen Kinder und Fa-

milien gezielte Angebote zu formulieren und bereitzustellen. Zudem können bewusst geplante 

Gesprächssettings dabei unterstützen, offene Fragen und Themen aufzugreifen und mögliche 

Bedarfe, wie Supervision, Coaching oder Fort- und Weiterbildungen zu erkennen.  

Insbesondere die Reflexion hinsichtlich der Zusammenarbeit mit Familien, den Fachstellen 

des Jugendamtes und auch im Team sowie mit externen Beratungsinstanzen darf nicht unter-

schätzt werden. Denn die regelmäßige Reflexion ist ein wichtiger Grundstein, um aus bearbei-

teten Kinderschutzfällen wichtige Aspekte zu lernen und im Rahmen des präventiven Kinder-

schutzes die Zusammenarbeit mit allen Beteiligten kontinuierlich weiterzuentwickeln. Zudem 

kann die Reflexion eines Kinderschutzfalles auch Auskunft darüber geben, inwieweit das ein-

richtungsbezogene Schutzkonzept ggf. aktualisiert werden muss. Für die Reflexion von Kin-

derschutzfällen wurde eigens der „Reflexionsbogen für die Bearbeitung von Kinderschutzfäl-

len“ (Anlage 10) entwickelt. Darüber hinaus ist es wichtig den Prozess bewusst abzuschließen 

und dies mit den Beteiligten Kindern, Sorgeberechtigten, Mitarbeiter:innen etc. zu gestalten. 

Hierfür können Rituale, Mediationen, abschließende Supervisionen oder Formen einer An-

dacht, je nach Kontext, hilfreich sein.  

Zusammenfassung wichtiger Aspekte: 
 

• Systematische Reflexion der im Kinderschutzfall gewonnenen Erkenntnisse und Er-
fahrungen sowie ggf. daraus abgeleitete Vereinbarungen mit Blick auf den präven-
tiven Kinderschutz treffen  

• Kontinuierliche Weiterentwicklung der Zusammenarbeit mit allen beteiligten Akteur:in-
nen 

• Regelmäßige Überprüfung der Aktualität und Wirksamkeit des einrichtungsbezogenen 
Schutzkonzepts und ggf. eine bedarfsorientierte Anpassung des Konzepts  

• Wahrnehmung und Berücksichtigung von individuellen Bedürfnissen, im Rahmen der 
Aufarbeitung, von Kindern, Familien, dem Kita Team, beschuldigten Personen und 
weiteren Beteiligten sowie die Planung bedarfsorientierter Unterstützungsangebote 

• Planung und Gestaltung zum Abschluss von Kinderschutzprozessen 

https://kita.bistumlimburg.de/kinderschutz
https://kita.bistumlimburg.de/fachzentrum-kita/fachteam-beratung
https://gegen-missbrauch.bistumlimburg.de/fachstelle-gegen-gewalt/ueber-uns
https://gegen-missbrauch.bistumlimburg.de/fachstelle-gegen-gewalt/ueber-uns
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Kurzbeschreibung_Runder_Tisch_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_10_Reflexionsbogen_fuer_die_Bearbeitung_von_Kinderschutzfaellen.pdf
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3.2 Rehabilitation von beschuldigten Personen 

Wird eine Person aus dem Kita Team beschuldigt, sich grenzverletzend, übergriffig oder ge-

waltvoll gegenüber einem oder mehreren Kindern verhalten zu haben, gilt es diese Anschuldi-

gungen ernst zu nehmen und zu überprüfen. Die gesamte Prozessverantwortung liegt bei 

der/dem zuständigen Trägervertreter:innen. Die Prozessbeschreibungen zu den einzelnen 

Fallkonstellationen und Informationen zu Unterstützungsmöglichkeiten der betroffenen und 

beteiligten Personen sind im Kapitel 2 Ablauf und Vorgehensweise bei Anhaltspunkten auf 

Kindeswohlbeeinträchtigungen und -gefährdungen zu finden.  

Fallindividuell wird durch die/den Trägervertreter:in entschieden, ob im Sinne des Kinderschut-

zes und auch unter Schutzaspekten für die beschuldigte Person eine Freistellung dieser, bis 

zur Klärung der Anschuldigungen, erfolgt. Dabei gilt die Unschuldsvermutung. Bei der Planung 

und Durchführung von Gesprächen mit der beschuldigten Person ist der jeweilige Fallkontext 

zu berücksichtigen z. B. muss eine vorherige Absprache mit Ermittlungsbehörden erfolgen, 

sofern eine Strafanzeige gestellt wurde, um Ermittlungen nicht zu beeinträchtigen. Fälschliche 

Anschuldigungen können insbesondere für die beschuldigte Person sehr belastend sein, vor 

allem in der Zeit, bis eine Aufklärung erfolgt ist. Angebote durch die/den Trägervertreter:in an 

die beschuldigte Person können unter anderem im Bereich von Seelsorge und einem rechtli-

chen Beistand liegen. Zudem werden gezielte Ansprechpersonen für die beschuldigte Person 

benannt. Der Anspruch auf einen rechtlichen Beistand und die Übernahme der Kosten durch 

das Bistum Limburg gilt es fallspezifisch und unter Einbindung der fallberatenden Juristen so-

wie der Leitungsebene des Fachzentrums Kindertageseinrichtungen zu prüfen.  

Ist die Fallbearbeitung abgeschlossen und die Unschuldsvermutung bleibt unberührt, so liegt 

es in der Verantwortung der/des Trägervertreter:in und der/des Einrichtungsleiter:in im Mitwir-

ken von der fälschlich angeschuldigten Person diese im Kitasystem zu rehabilitieren. Die Pla-

nung von geeigneten Maßnahmen zur Rehabilitation sollte dabei unter Betrachtung der jewei-

ligen Situation vorgenommen werden.  

 

In besonders herausfordernden Fallkonstellationen, in denen sich Anhaltspunkte auf eine Kin-

deswohlgefährdung durch Mitarbeiter:innen nicht bestätigen, jedoch auch nicht vollständig 

ausräumen lassen, bleibt die Unschuldsvermutung ebenfalls unberührt. Gleichzeitig können 

insbesondere in diesen Fällen Unsicherheiten, Belastungen oder Vertrauenskonflikte im 

Team, bei Sorgeberechtigten oder innerhalb der Einrichtung fortbestehen.  

In solchen Fällen ist eine sorgfältige fachliche Abwägung der nächsten Schritte erforderlich. 

Ziel ist es, den Schutz der Kinder dauerhaft sicherzustellen und gleichzeitig die Persönlich-

keitsrechte der beschuldigten Person zu wahren.  

 

 

Mögliche Rehabilitationsmaßnahmen:  

• Entwicklung eines Rehabilitationsmaßnahmenplans (Prüfung: Wer hat Kenntnis von den An-
schuldigungen gegen den/die Mitarbeiter:in und ist beim Prozess der Rehabilitation mitzuden-
ken z. B. Elternschaft, Öffentlichkeit, wer kann bei der Umsetzung der Maßnahmen als Res-
source einbezogen werden? etc.) 

• Alle Personen/Institutionen, denen die Anschuldigungen bekannt waren, sind über den Rehabi-
litationsprozess zu informieren und dass die Unschuldsvermutung unberührt bleibt 

• Supervision (Einzel- oder Teamsupervision) 

• Angebote zur weiterführenden Seelsorge 

• Temporäre regelmäßige Reflexionsgespräche zwischen beschuldigter Person, Einrichtungslei-
ter:in und/oder Trägervertreter:in 

• Einbindung von externen Stellen z. B. für die Aufarbeitung im Team 

• … 
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Kita-Team: 

Bei der Aufarbeitung von Kinderschutzfällen im Team gilt es besonders darauf zu achten, ob 

alle offenen Themen und individuelle Bedarfe geklärt wurden. Beispielsweise kann eine tem-

poräre Freistellung einer Person aus dem Team zu Unsicherheiten der eigenen Verhaltens-

weisen führen oder aufgrund der eigenen Biografie bestimmte Themen eine emotionale Be-

lastung auslösen. Für die langfristige sowie dauerhafte Handlungssicherheit und Verantwor-

tungsübernahme der Betreuung und Förderung von Kindern ist es von großer Bedeutung, 

dass jede beteiligte Person für sich und im Team reflektiert, was individuell und auch im ge-

samten Team benötigt wird, um den Fall abschließend aufarbeiten zu können. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mögliche Rehabilitationsmaßnahmen:  

• Verpflichtende Supervision (Einzel- und/oder Teamsupervision mit vereinbarter Zielsetzung) 

• Temporäre Anpassung von Aufgaben und Zuständigkeiten (z. B. Wechsel von U3 in Ü3 Bereich) 

• Verstärkte kollegiale Beratung 

• Extern moderierte Teamgespräche zur Stabilisierung der Zusammenarbeit 

• Transparente sowie datenschutzkonforme Kommunikation durch Einrichtungsleiter:in 

• … 

Zusammenfassung wichtiger Aspekte: 
 

• Anschuldigungen gegenüber Personen aus dem Kita-Team werden ernst genommen 
und überprüft 

• Es gilt die Unschuldsvermutung 

• Beschuldigte Personen erhalten Angebote zur Seelsorge und fallspezifisch erfolgt 
eine Überprüfung, ob ein Anspruch auf einen Rechtsbeistand besteht 

• Es liegt in der Verantwortung der/des Einrichtungsleiter:in, der/des Trägervertreter:in 
mit Beteiligung der beschuldigten Person, diese im Kitasystem zu rehabilitieren, so-
fern die Unschuldsvermutung unberührt bleibt 
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ANLAGEN 
 

Beim Klicken auf die jeweilige orangefarbene Anlage öffnet sich die gewünschte Datei. 

 

Anlage 1  Checkliste Risiko- und Schutzfaktoren 

Anlage 2 Prozessbeschreibungen Fallbearbeitung Kinderschutz 

Anlage 3 Intervention bei Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefährdung  

im familiären Umfeld  

Anlage 4 Intervention bei Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefährdung 

unter Kindern 

Anlage 5 Intervention bei Anhaltspunkten für mögliche Kindeswohlgefährdung   

               durch Mitarbeiter:innen  

Anlage 6  Falldokumentation Kinderschutz 

Anlage 7 Mitteilung an das Jugendamt nach §8a SGB VIII 

Anlage 8 Mitteilung an das Jugendamt nach §47 SGB VIII  

Anlage 9  Leitfaden Vor- und Nachbereitung sowie Durchführung von  

Krisengesprächen im Kinderschutz  

Anlage 10  Reflexionsbogen für die Bearbeitung von Kinderschutzfällen 

Anlage 11  Interventionsordnung 

 

 

 

 

https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_1_Checkliste_Risiko-_und_Schutzfaktoren.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_2_Prozessbeschreibungen_Fallbearbeitung_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_3_Intervention_bei_Anhaltspunkten_KWG_im_familiaeren_Umfeld.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_4_Intervention_bei_Anhaltspunkten_KWG_unter_Kindern.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_5_Intervention_bei_Anhaltspunkten_KWG_durch_Mitarbeiter_innen.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_6_Falldokumentation_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_7_Mitteilung_an_das_Jugendamt_nach___8a_SGB_VIII.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_8_Mitteilung_an_das_Jugendamt_nach___47_SGB_VIII.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_9_Leitfaden_Krisengespraeche_im_Kinderschutz.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_10_Reflexionsbogen_fuer_die_Bearbeitung_von_Kinderschutzfaellen.pdf
https://kita.bistumlimburg.de/fileadmin/redaktion/KJF/Kita/Fachteam_Beratung/KiSchu/Anlage_11_Interventionsordnung.pdf
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Die Handreichung Intervention Kinderschutz wurde am 27.07.2026 durch die Be-

reichsleiterin Frau Dr. Schwarz-Boenneke freigegeben. 
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